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Satzung 
über die Erhebung von Beiträgen für die Wasserversorgung der Gemeinde Rohlstorf  

in der Fassung der 2. Nachtragssatzung  

(Wasserbeitragssatzung) 

 

 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein, der §§ 1, 2 und 8 des 
Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig- Holstein, der §§ 11 Abs. 1 und 13 Abs. 
2 Landesdatenschutzgesetz für Schleswig-Holstein sowie § 13 der Wasserversorgungssat-
zung der Gemeinde Rohlstorf jeweils in der geltenden Fassung wird nach Beschlussfassung 
durch die Gemeindevertretung die folgende Satzung erlassen: 
 
 
 

I. Abschnitt 
 

§ 1 

Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde betreibt im Bereich der Ortsteile Quaal und Warder die Wasserversor-

gung als selbständige gemeindliche Einrichtung zur zentralen Wasserversorgung nach 
Maßgabe der Satzung über den Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage 
- Wasserleitung - und über die Abgabe von Wasser - öffentliche Wasserversorgung - 
vom 10. Juni 1971. 

 
(2) Die Gemeinde erhebt, soweit der Aufwand nicht durch Zuschüsse, Wassergebühren 

oder auf andere Weise gedeckt wird, zur Deckung des Aufwandes für die Herstellung, 
den Aus- und Umbau der zentralen Wasserversorgungsanlage einen Anschlussbeitrag. 
Bestandteil der Wasserversorgungsanlage sind 
a) die Zentralanlagen, bestehend aus dem Wasserwerk einschließlich etwaiger Druck-

erhöhungseinrichtungen und Transportleitungen, 
b) die Versorgungsanlagen, bestehend aus den im öffentlichen Verkehrsraum liegen-

den Versorgungsleitungen, 
c) die Grundstücksanschlussleitungen mit den dazugehörenden Nebeneinrichtungen 

bis zur Verschlusskappe unmittelbar an der Grundstücksgrenze. 
 
 

II. Abschnitt 

Wasserbeitrag 
 

§ 2 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen alle Grundstücke, die an die öffentliche Wasserversor-

gungsanlage angeschlossen werden können, sofern sie bebaubar oder gewerblich 
nutzbar sind.  

 
(2) Wird ein Grundstück an die öffentliche Wasserversorgungsanlage tatsächlich ange-

schlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen 
des Abs. 1 nicht vorliegen. 
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§ 3 
Beitragsmaßstab 

 
(1) Der Wasserbeitrag für die Wasserversorgung wird als nutzungsbezogener Flächenbei-

trag erhoben. 
 
(2) Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen Flächenbeitrages werden je Vollgeschoß 

100 % der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. Als Vollgeschoß gelten alle Geschos-
se, die nach landesrechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind. Ist eine Geschoßzahl 
wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, werden bei industriell ge-
nutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich 
oder gewerblich genutzten Grundstücken je angefangene 2,40 m Höhe des Bauwerks 
als ein Vollgeschoß gerechnet. 

 
(3) Als Grundstücksfläche nach Absatz 2 gilt 

a) bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen, die gesamte Flä-
che, wenn für das Grundstück im Bebauungsplan bauliche oder gewerbliche Nut-
zung festgesetzt ist, 

b) bei Grundstücken, die über die Grenzen des Bebauungsplanes hinausreichen, die 
Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, wenn für diese darin bauliche oder ge-
werbliche Nutzung festgesetzt ist, 

c) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und die innerhalb eines im 
Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 34 BauGB), die Gesamtfläche des 
Grundstückes, höchstens jedoch die Fläche, die durch eine Satzung nach § 34 Abs. 
4 BauGB erfasst wird, ansonsten die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze 
und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Parallelen. Bei Grundstücken, 
die nicht an eine Straße angrenzen oder nur durch einen zum Grundstück gehören-
den Weg mit einer Straße verbunden sind, die im Abstand von 50 m dazu verlau-
fenden Parallele, 

d) bei Grundstücken, die über die sich nach den Buchstaben a) - c) ergebenden Gren-
zen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Flächen zwischen der jeweili-
gen Straßengrenze bzw. im Falle von Buchstabe c) der der Straße zugewandten 
Grundstücksseite und einer Parallelen hierzu, die in einer Tiefe verläuft, die der 
übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht, 

e) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan sonstige Nutzung ohne oder mit nur 
untergeordneter Bebauung festgesetzt ist oder die innerhalb eines im Zusammen-
hang bebauten Ortsteiles(§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden (z.B. 
Schwimmbäder und Festplätze - nicht aber Sportplätze und Friedhöfe), 75 % der 
Grundstücksfläche, bei Campingplätzen jedoch 100 % der Grundstücksfläche, 

f) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz oder als 
Friedhof festgesetzt ist oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ort-
steiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, die Grundfläche der an die 
Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die 
Grundflächenzahl GRZ 0,2. Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten der-
gestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Au-
ßenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grund-
stücksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf 
dem Grundstück erfolgt, 

g) bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die Grundfläche der an 
die Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die 
GRZ 0,2. Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, 
dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der Baulich-
keiten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze durch die-
se Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt, 

h) bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststellung ei-
ne der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z.B. Abfalldepo-
nie), die Fläche des Grundstücks, auf die sich die Planfeststellung bezieht. 

 
(4) Als Zahl der Vollgeschosse nach Absatz 2 gilt 




